
Aktuelles aus der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung 03 | 2023

Daten für die Monate  
9/2023 bis 11/2023

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
USt, LSt = 11.9.23, 10.10.23, 10.11.23
ESt, KSt = 11.9.23
GewSt, GrundSt = 15.11.23

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
USt, LSt = 14.9.23, 13.10.23, 13.11.23
ESt, KSt = 14.9.23
GewSt, GrundSt = 20.11.23

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 9/23 = 27.9.23
Fälligkeit Beiträge 10/23 = 27.10.23 
(bzw. 26.10.23 für Bundesländer, in denen der 
Reformationstag ein gesetzlicher Feiertag ist)

Fälligkeit Beiträge 11/23 = 28.11.23

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

6/22 11/22 2/23 6/23
+ 8,2 % + 11,3 % + 9,3 % + 6,8 %

Für Arbeitnehmer

Werbungskosten: Umzugskosten wegen  
Einrichtung eines Homeoffice

| Umzugskosten können beruflich veranlasst sein, wenn der Umzug zu einer we-
sentlichen Erleichterung der Arbeitsbedingungen führt. Eine solche Erleichterung 
hat das Finanzgericht Hamburg für das Streitjahr 2020 auch dann angenommen, 
wenn ein Umzug erfolgt, um für jeden Ehegatten in der neuen Wohnung ein Arbeits-
zimmer einzurichten, damit diese im Homeoffice wieder ungestört ihrer jeweiligen 
Tätigkeit nachgehen können. |

Zum Hintergrund: Umzugskosten sind 
nur dann als Werbungskosten abzugs-
fähig, wenn der Wohnungswechsel be-
ruflich veranlasst ist. Nach Ansicht der 
Finanzverwaltung ist das beispielsweise 
der Fall, wenn

 • sich die Entfernung zwischen Woh-
nung und Tätigkeitsstätte erheblich 
(d. h. täglich um mindestens eine 
Stunde) verkürzt,

 • der Umzug im überwiegenden be-
trieblichen Interesse des Arbeitge-
bers durchgeführt wird (z. B. beim 
Einzug in eine Dienstwohnung),

 • der Umzug wegen der erstmaligen 
Aufnahme einer beruflichen Tätig-
keit, eines Arbeitsplatzwechsels 
oder einer Versetzung erfolgt.

	◼ Sachverhalt

Vor Beginn der Coronapandemie üb-
ten die Steuerpflichtigen (Ehegatten) 
ihre Tätigkeiten jeweils in den Räum-
lichkeiten ihrer Arbeitgeber aus. Seit 
Beginn der Coronapandemie verlager-
ten sie – den Anweisungen bzw. Bitten 
ihrer Arbeitgeber folgend – ihre Tätig-
keit und übten diese zu Hause aus. Dies 
ging aber nur mit erheblichen Beein-
trächtigungen durch ein Abwechseln 
der eigenen Tätigkeit und der Inkauf-
nahme von Störungen einher. 

Das Ehepaar erkannte, dass die corona-
bedingten Einschränkungen nicht nur 
kurzfristig sein würden. Sie zogen da-
her in eine Wohnung mit zwei Arbeits-
zimmern (etwa 1,6 km von der bisheri-
gen Wohnung entfernt). Die in der 
Steuererklärung für 2020 angesetzten

Umzugskosten erkannte das Finanz-
amt nicht an, jedoch zu Unrecht, wie 
das Finanzgericht Hamburg entschied.
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Für Arbeitgeber

Neue Beitragssätze in 
der Pflegeversicherung 
ab 1.7.2023

| Das Bundesverfassungsgericht hat 
2022 entschieden, dass es mit dem 
Grundgesetz unvereinbar ist, dass bei-
tragspflichtige Eltern in der sozialen 
Pflegeversicherung unabhängig von der 
Zahl der von ihnen betreuten und erzo-
genen Kinder mit gleichen Beiträgen 
belastet werden. Demzufolge wurde 
der Gesetzgeber aufgefordert, eine 
Neuregelung zu treffen. Dies ist nun 
mit Wirkung ab dem 1.7.2023 erfolgt. |

Bislang galten in der Pflegeversiche-
rung folgende Beitragssätze (unterteilt 
nach Arbeitgeber (AG) und Arbeitneh-
mer (AN)):

 • Allgemein: 3,05 %  
(AG: 1,525 %; AN: 1,525 %)

 • Kinderlose: 3,40 %  
(AG: 1,525 %; AN: 1,875 %)

 • Allgemein Sachsen: 3,05 %  
(AG: 1,025 %; AN: 2,025 %)

 • Kinderlose Sachsen: 3,40 %  
(AG: 1,025 %; AN: 2,375 %)

Ab Juli 2023 ist Folgendes zu beachten: 
Bei kinderlosen Mitgliedern gilt ein Bei-
tragssatz von 4 %. Bei Mitgliedern mit 
einem Kind sind 3,4 % maßgebend. Ab 
zwei Kindern wird der Beitrag während 
der Erziehungsphase um 0,25 % je Kind 
bis zum fünften Kind weiter abgesenkt 
(max. also 1 %). Der Abschlag gilt aber 
nur bis zum Ablauf des Monats, in dem 
das jeweilige Kind das 25. Lebensjahr 
vollendet hat. Das heißt für Mitglieder

 • ohne Kinder: 4 %  
(AG: 1,7 %; AN: 2,3 %)

 • mit einem Kind: 3,40 % (lebens-
lang: AG: 1,7 %; AN: 1,7 %)

 • mit zwei Kindern: 3,15 %  
(AG: 1,7 %; AN: 1,45 %)

 • mit drei Kindern: 2,90 %  
(AG: 1,7 %; AN: 1,2 %)

 • mit vier Kindern: 2,65 %  
(AG: 1,7 %; AN: 0,95 %)

 • ab fünf Kindern: 2,4 %  
(AG: 1,7 %; AN: 0,7 %)

In Sachsen zahlen AG 1,2 %. Zieht man 
vom jeweiligen Gesamtbeitrag den AG-
Anteil ab, ergibt sich der jeweilige AN-
Anteil, z. B. für Mitglieder ohne Kinder: 
4 % (AG: 1,2 %; AN: 2,8 %).

Quelle | Gesetz zur Unterstützung und Ent-
lastung in der Pflege, BR-Drs. 220/23 (B) vom 
16.6.2023

Für Unternehmer

Ermäßigter Umsatzsteuersatz: Vermietung von 
Wohncontainern an Erntehelfer

| Für die Vermietung von Wohn- und Schlafräumen, die ein Unternehmer zur kurz-
fristigen Beherbergung von Fremden bereithält, gilt nach § 12 Abs. 2 Nr. 11 S. 1 
Umsatzsteuergesetz (UStG) der ermäßigte Steuersatz von 7 %. Der Bundesfinanzhof 
hat nun entschieden, dass der ermäßigte Steuersatz auch auf die Vermietung von 
Wohncontainern an Saisonarbeiter (Erntehelfer) Anwendung findet. |

	◼ Sachverhalt

Ein Landwirt beschäftigte in den Be-
steuerungszeiträumen 2014 bis 2017 
(Streitjahre) saisonal rund 100 Ernte-
helfer, an die er Räume in Wohncon-
tainern vermietete. Die Dauer des je-
weiligen Mietverhältnisses betrug 
längstens drei Monate. 

Das Finanzamt wollte die Umsätze mit 
dem Regelsteuersatz (19 %) versteu-
ern, weil die Unterkünfte keine dauer-
haft feste Verbindung zum Grundstück 
besaßen. Das Finanzgericht Baden-
Württemberg und der Bundesfinanzhof 
sahen das allerdings anders.

Nach der aktuellen Entscheidung des 
Bundesfinanzhofs begünstigt § 12 Abs. 2 
Nr. 11 S. 1 UStG nicht nur die Vermie-
tung von Grundstücken und mit diesen 
fest verbundenen Gebäuden. Vielmehr 
umfasst die Steuerermäßigung allge-
mein die Vermietung von Wohn- und 
Schlafräumen durch einen Unterneh-
mer zur kurzfristigen Beherbergung 
von Fremden – und damit auch die Ver-
mietung von nicht ortsfesten Wohncon-
tainern an Erntehelfer. 

Quelle | BFH-Urteil vom 29.11.2022, Az. XI R 
13/20, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 234117

Zunächst stellte das Finanzgericht her-
aus, dass keine erhebliche Verkürzung 
des Arbeitswegs eingetreten ist, denn 
das Homeoffice der Eheleute ist nicht 
als erste Tätigkeitsstätte einzuordnen.

Das Finanzgericht kam jedoch im 
Streitfall zu der Überzeugung, dass der 
Umzug zu einer wesentlichen Verbes-
serung und Erleichterung der Arbeits-
bedingungen der Steuerpflichtigen ge-
führt hatte. Denn erst der Umzug er-
möglichte eine ungestörte Ausübung 
der nichtselbstständigen Tätigkeit bei-
der Eheleute. 

Die Einrichtung von zwei Arbeitszim-
mern war angesichts der verschiede-
nen Arbeitsweisen der Eheleute erfor-
derlich für die ungestörte Ausübung 
der jeweiligen Tätigkeit. Durch die 
räumlich getrennte Arbeitsmöglichkeit 
konnten beide weiterhin zur Zufrieden-
heit ihrer Arbeitgeber ihrer Tätigkeit 
nachgehen und mussten sich nicht ei-
nem Risiko von schlechteren Arbeitser-
gebnissen mit möglichen negativen 
Konsequenzen für das Arbeitsverhält-
nis aussetzen. 

Im Übrigen wich die neue Wohnung 
nach Meinung des Finanzgerichts auch 
nicht derart von der bisherigen Woh-

nung ab, dass hier Anlass zur Annahme 
bestand, eine Erhöhung des Wohnkom-
forts sei Anlass für den Umzug gewe-
sen. 

Aufgrund der Gesamtumstände ließ 
sich im Streitfall mit der erforderlichen 
Sicherheit ermitteln, dass die Einrich-
tung der Arbeitszimmer Anlass des 
Umzugs war. 

Eine private Mitveranlassung dahin ge-
hend, dass die Einrichtung eines abge-
schlossenen Arbeitszimmers in der 
neuen Wohnung zur ungestörten Nut-
zung des ansonsten mit der Arbeits-
ecke belasteten Wohnraums führt, 
steht dem nicht entgegen. Denn auch 
bei der Verkürzung der Wegstrecke um 
mehr als eine Stunde steht der private 
Hinzugewinn an Freizeit durch Einspa-
rung der Fahrtstrecke der beruflichen 
Veranlassung nicht entgegen.

Beachten Sie | Da gegen die Entschei-
dung des Finanzgerichts Hamburg die 
Revision anhängig ist, können geeignete 
Fälle bis zu einer Entscheidung des Bun-
desfinanzhofs offengehalten werden. 

Quelle | FG Hamburg, Urteil vom 23.2.2023, 
Az. 5 K 190/22, Rev. BFH Az. VI R 3/23, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 235554
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Für Unternehmer

Modernisierung des Personengesellschaftsrechts: 
GbR-Neuregelungen gelten ab 2024

| Durch das Gesetz zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts (MoPeG) 
wurde das Recht der Personengesellschaften reformiert. Insbesondere für die Ge-
sellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) wurden zahlreiche Bestimmungen geändert 
oder neu eingefügt. Das Gesetz wurde bereits Mitte 2021 im Bundesgesetzblatt ver-
kündet, es tritt aber „erst“ zum 1.1.2024 in Kraft. Daher sollte in den nächsten 
Monaten geprüft werden, ob und in welchem Umfang Handlungsbedarf besteht. |

Rechtsfähigkeit

Die Rechtsfähigkeit der als Außenge-
sellschaft auftretenden GbR ist seit der 
Entscheidung des Bundesgerichtshofs 
vom 29.1.2001 (Az. II ZR 331/00) aner-
kannt. Die neu gefassten §§ 705 ff. des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) über-
nehmen dies und gehen daher von der 
Rechtsfähigkeit der GbR aus.

MERKE | Von der rechtsfähigen GbR 
ist die nicht rechtsfähige GbR abzu-
grenzen. Für diese reinen Innengesell-
schaften enthalten die §§ 740 ff. BGB 
spezielle Regelungen. 

Eintragung in  
das Gesellschaftsregister

Für rechtsfähige GbRs wurde mit dem 
Gesellschaftsregister ein eigenes öf-
fentliches Verzeichnis geschaffen (vgl. 
hierzu die Bestimmungen der §§ 707 
bis 707d BGB). Dieses Register kann 
von jedermann eingesehen werden. Es 
beinhaltet Angaben zur Gesellschaft, zu 
den Gesellschaftern und zur Vertre-
tungsbefugnis der Gesellschafter.

MERKE | Die Eintragung in das Ge-
sellschaftsregister ist grundsätzlich 
freiwillig. Insbesondere hat die Eintra-
gung nichts mit der Frage der Rechts-
fähigkeit zu tun, das heißt, eine rechts-
fähige GbR kann auch dann bestehen, 
wenn sie nicht in das Gesellschaftsre-
gister eingetragen ist. 

Allerdings ist die Registereintragung 
Voraussetzung für die wirksame Vor-
nahme bestimmter Rechtsgeschäfte – 
nämlich den Erwerb von Gesell-
schaftsanteilen an Kapitalgesellschaf-
ten sowie den Erwerb von Grundbesitz 
und von Immaterialgüterrechten, 
wenn diese in öffentlichen Registern 
eingetragen sind (beispielsweise Mar-
ken- oder Patentrechte). 

Innenverhältnis

Hinsichtlich des Innenverhältnisses 
der GbR hat die IHK Köln (unter www.
iww.de/s8214) folgende Punkte zusam-
mengefasst: Wie sich die Gesellschaf-
ter untereinander organisieren, kann 
im Gesellschaftsvertrag festgelegt 
werden. Gibt es keine Regeln oder kei-
nen Vertrag, gelten ab 2024 folgende 
Grundsätze:

 • Die Stimmkraft und der Anteil an 
Gewinn und Verlust richten sich 
vorrangig nach den vereinbarten 
Beteiligungsverhältnissen. Wurden 
keine Beteiligungsverhältnisse ver-
einbart, richten sie sich nach dem 
Verhältnis der vereinbarten Werte 
der Beiträge. Sind auch Werte der 
Beiträge nicht vereinbart worden, 
hat jeder Gesellschafter ohne 
Rücksicht auf den Wert seines Bei-
trags die gleiche Stimmkraft und 
einen gleichen Anteil am Gewinn 
und Verlust (§ 709 Abs. 3 BGB).

 • Die Geschäfte führen alle Gesell-
schafter gemeinsam.

 • Der Austritt oder die Kündigung 
eines Gesellschafters führt nicht 
mehr automatisch zur Auflösung 
der GbR. 

Beachten Sie | Bei allen Neuerungen 
bleiben aber auch viele Grundsätze un-
verändert, z. B. haften die Gesellschaf-
ter weiterhin gesamtschuldnerisch. 

Weiterführender Hinweis

Die IHK Köln gibt auf ihrer Website (un-
ter www.iww.de/s8213) einen Überblick 
über die verschiedenen Regelungsbe-
reiche mit weiterführenden Links.

Quelle | Gesetz zur Modernisierung des Per-
sonengesellschaftsrechts (MoPeG), BGBl I 
2021, S. 3436; IHK Köln „Übersicht: Moderni-
sierung des Personengesellschaftsrechts“, 
unter www.iww.de/s8213

Für Unternehmer

Kleine Photovoltaik-
anlagen: Erwerbstätigkeit 
muss dem Finanzamt 
nicht mehr angezeigt 
werden

| Betreiber kleiner Photovoltaikanla-
gen (PV-Anlagen) müssen dem Finanz-
amt ihre Erwerbstätigkeit nach § 138 
Abs. 1 und 1b der Abgabenordnung (AO) 
nicht mehr anzeigen. Diese Nichtbean-
standungsregelung hat das Bundes-
finanzministerium getroffen. |

Hintergrund: Durch das Jahressteuer-
gesetz 2022 wurden eine ertragsteuer-
liche Steuerbefreiung für kleine PV-
Anlagen (§ 3 Nr. 72 Einkommensteuer-
gesetz [EStG]) und ein umsatzsteuerli-
cher Nullsteuersatz (§ 12 Abs. 3 Um-
satzsteuergesetz [UStG]) für die Liefe-
rung und Installation bestimmter PV-
Anlagen eingeführt. Dennoch sind Be-
treiber von PV-Anlagen nach § 138 Abs. 1 
und 1b AO grundsätzlich zur Anzeige 
der Eröffnung eines gewerblichen Be-
triebs oder einer Betriebsstätte und zur 
Übermittlung eines Fragebogens zur 
steuerlichen Erfassung verpflichtet.

Das Bundesfinanzministerium hat nun 
verfügt, dass es nicht beanstandet wird, 
wenn Betreiber von PV-Anlagen, die

 • Gewerbetreibende (§ 15 EStG) sind, 
bei Eröffnung eines Betriebs, der 
sich auf das Betreiben von nach § 3 
Nr. 72 EStG begünstigten PV-Anla-
gen beschränkt, und

 • in umsatzsteuerlicher Hinsicht Un-
ternehmer sind, deren Unterneh-
men sich ausschließlich auf den 
Betrieb einer PV-Anlage i. S. des  
§ 12 Abs. 3 Nr. 1 S. 1 UStG sowie ggf. 
eine steuerfreie Vermietung und 
Verpachtung nach § 4 Nr. 12 UStG 
beschränkt und die die Kleinunter-
nehmerregelung nach § 19 UStG 
anwenden,

ihre Erwerbstätigkeit nach § 138 Abs. 1 
und 1b AO nicht anzeigen.

Beachten Sie | Die Regelung gilt mit 
sofortiger Wirkung in allen Fällen, in 
denen die Erwerbstätigkeit ab dem 
1.1.2023 aufgenommen wurde.

Quelle | BMF-Schreiben vom 12.6.2023, Az. IV 
A 3 - S 0301/19/10007 :012, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 235756
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Für Unternehmer

Kein Abzug finaler ausländischer  
Betriebsstättenverluste

| Nach der Vorabentscheidung des Europäischen Gerichtshofs hat nun der Bundes-
finanzhof eine für international tätige deutsche Unternehmen wichtige Entschei-
dung getroffen. Danach können inländische Unternehmen Verluste aus einer im EU-
Ausland belegenen Niederlassung nicht steuermindernd mit im Inland erzielten 
Gewinnen verrechnen, wenn nach dem Abkommen zur Vermeidung der Doppelbe-
steuerung für die ausländischen Einkünfte kein deutsches Besteuerungsrecht be-
steht. Das gilt auch dann, wenn die Verluste im Ausland steuerrechtlich unter keinen 
Umständen verwertbar und damit final sind. |

	◼ Sachverhalt

Eine in Deutschland ansässige Bank 
hatte in Großbritannien 2004 eine 
Zweigniederlassung eröffnet. Nach-
dem die Zweigniederlassung jedoch 
durchgehend nur Verluste erwirtschaf-
tet hatte, wurde sie 2007 wieder ge-
schlossen. Da die Filiale niemals Ge-
winne erzielt hatte, konnte die Bank die 
in Großbritannien erlittenen Verluste 
dort steuerlich nicht nutzen.

Doch auch in Deutschland sind die Ver-
luste nicht nutzbar. Denn nach dem Ab-
kommen zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung unterliegen Betriebsstät-
teneinkünfte aus Großbritannien nicht 
der deutschen Besteuerung. Entschei-

dend ist dabei die Symmetriethese, nach 
der die abkommensrechtliche Steuer-
freistellung ausländischer Einkünfte 
sowohl positive als auch negative Ein-
künfte, also Verluste, umfasst. Vergleich-
bare Regelungen enthalten eine Vielzahl 
der von Deutschland abgeschlossenen 
Doppelbesteuerungsabkommen.

Beachten Sie | Wie der Bundesfinanz-
hof nach Anrufung des Europäischen 
Gerichtshofs entschied, verstößt dieser 
Ausschluss des Verlustabzugs auch im 
Hinblick auf finale Verluste nicht gegen 
das Unionsrecht.

Quelle | BFH-Urteil vom 22.2.2023, Az. I R 
35/22 (I R 32/18), unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
234963; BFH, PM Nr. 24/23 vom 27.4.2023

Für alle Steuerpflichtigen

Abzinsung eines ratierlich gezahlten Kaufpreises: 
Zinsen sind Einkünfte aus Kapitalvermögen

| Das Finanzgericht Köln hat entschieden, dass für den Fall, dass ein zum Privat-
vermögen gehörender Gegenstand veräußert und die Kaufpreisforderung langfris-
tig – d. h. für länger als ein Jahr – bis zu einem bestimmten Zeitpunkt gestundet 
wird, die geleisteten Kaufpreisraten in einen Tilgungs- und einen Zinsanteil aufzu-
teilen sind. |

Der Zinsanteil unterliegt als Ertrag aus 
sonstigen Kapitalforderungen nach § 20 
Abs. 1 Nr. 7 Einkommensteuergesetz 
(EStG) der Einkommensteuer. Dies gilt 
auch dann, wenn die Vertragsparteien 
Zinsen nicht vereinbart oder sogar aus-
drücklich ausgeschlossen haben. Uner-
heblich ist auch, dass der Vorteil der 
zinslosen Ratenzahlung beim Erwerber 
der Schenkungsteuer unterliegt.

Beachten Sie | Fraglich ist, ob sich das 
Finanzgericht ggf. zu einem Beschluss 
des Bundesfinanzhofs aus 2011 in Wi-
derspruch setzt. Hier hatte es der Bun-
desfinanzhof als ernstlich zweifelhaft 

angesehen, ob die zinslose Stundung ei-
ner Zugewinnausgleichsforderung un-
ter Eheleuten zur einkommensteuerli-
chen Erfassung eines Zinsanteils führe, 
da zugleich die Voraussetzungen einer 
schenkungsteuerlichen freigebigen Zu-
wendung erfüllt seien. Es bleibt daher 
abzuwarten, wie sich der Bundesfinanz-
hof im anhängigen Revisionsverfahren 
zu dieser Konfliktsituation zwischen Er-
trag- und Schenkungsteuerrecht positi-
onieren wird. 

Quelle | FG Köln, Urteil vom 27.10.2022, Az. 7 
K 2233/20, Rev. BFH Az. VIII R 1/23, unter www.
iww.de, Abruf-Nr. 235759; BFH-Urteil vom 
12.9.2011, Az. VIII B 70/09 

Für Arbeitnehmer

Ermäßigte Besteuerung 
von Abfindungen nur  
bei Zusammenballung 
der Einkünfte

| Nach ständiger höchstrichterlicher 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs 
kann eine Abfindung für den Arbeits-
platzverlust nur dann ermäßigt be-
steuert werden, wenn sie zu einer Zu-
sammenballung von Einkünften führt. 
Das Finanzgericht Niedersachsen hält 
diese Sichtweise bzw. Handhabung 
nicht für verfassungswidrig. |

Scheidet ein Arbeitnehmer auf Veran-
lassung des Arbeitgebers vorzeitig aus 
dem Dienstverhältnis aus und erhält er 
eine Abfindung, dann kann es sich hier-
bei um 

 • „normal“ zu besteuernden Arbeits-
lohn i. S. des § 19 Einkommensteu-
ergesetz (EStG) oder 

 • um steuerbegünstigte Entschädi-
gungen nach § 24 Nr. 1 EStG han-
deln. 

Letztere können als außerordentliche 
Einkünfte (§ 34 EStG) einem ermäßig-
ten Steuersatz (Fünftelregelung) un-
terliegen.

Eine Entschädigung ist aber nur dann ta-
rifbegünstigt, wenn sie zu einer Zusam-
menballung von Einnahmen innerhalb 
eines Veranlagungszeitraums führt. 
Diese Voraussetzung ist dann nicht er-
füllt, wenn die anlässlich der Beendigung 
eines Arbeitsverhältnisses gezahlte Ent-
schädigung die bis zum Ende des Veran-
lagungszeitraums (Jahresende) entge-
henden Einnahmen nicht übersteigt 
und der Steuerpflichtige keine weiteren 
Einnahmen bezieht, die er bei Fortset-
zung des Arbeitsverhältnisses nicht be-
zogen hätte.

MERKE | Maßgeblich ist, ob der Steu-
erpflichtige infolge der Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses in dem jewei-
ligen Veranlagungszeitraum insge-
samt mehr erhält, als er bei ungestör-
ter Fortsetzung des Arbeitsverhältnis-
ses erhalten hätte.

Quelle | FG Niedersachsen, Urteil vom 
17.3.2023, Az. 15 K 19/21, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 235758
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Für alle Steuerpflichtigen

Haushaltsnahe Dienstleistungen: Hausnotrufsystem 
ohne Sofort-Hilfe nicht begünstigt

| Für haushaltsnahe Dienstleistungen gewährt der Fiskus im Zuge der Steuerer-
klärung eine Steuerermäßigung, die jedoch von einigen Voraussetzungen ab-
hängt. So müssen die Dienstleistungen u. a. im Haushalt des Steuerpflichtigen 
erbracht werden. Nach einer aktuellen Entscheidung des Bundesfinanzhofs kann 
die Steuerermäßigung für ein Hausnotrufsystem nicht in Anspruch genommen 
werden, wenn dieses im Notfall nur den Kontakt zu einer 24 Stunden-Service-
zentrale herstellt. |

Hintergrund 

Für haushaltsnahe Beschäftigungsver-
hältnisse, haushaltsnahe Dienstleis-
tungen und Handwerkerleistungen 
können Steuerpflichtige eine Steuerer-
mäßigung in Höhe von 20 % der Auf-
wendungen geltend machen. 

Im Einzelnen gelten die folgenden 
Höchstbeträge:

 • 4.000 EUR für haushaltsnahe Be-
schäftigungsverhältnisse, haus-
haltsnahe Dienstleistungen sowie 
Pflege- und Betreuungsleistungen,

 • 510 EUR für haushaltsnahe Be-
schäftigungsverhältnisse bei ge-
ringfügig Beschäftigten sowie

 • 1.200 EUR für die Inanspruchnahme 
von Handwerkerleistungen. Be-
rücksichtigt werden hier allerdings 
nur Lohnkosten. Aufwendungen für 
das Material sind hingegen nicht 
begünstigt.

	◼ Sachverhalt 

Eine Steuerpflichtige hatte ihre Woh-
nung mit einem Hausnotrufsystem 
ausgestattet. Dabei nutzte sie das Pa-
ket Standard mit Gerätebereitstellung 
und 24 Stunden-Servicezentrale. Nicht 
gebucht hatte sie u. a. den Sofort-Hel-
fer-Einsatz an ihrer Wohnadresse so-
wie die Pflege- und Grundversorgung.

Das Finanzamt berücksichtigte die 
geltend gemachten Aufwendungen 
für das Hausnotrufsystem mangels 
Haushaltsbezug nicht als haushalts-
nahe Dienstleistung. Nach erfolglo-
sem Einspruch gab das Finanzgericht 
Sachsen der Klage statt. Die Freude 
der Steuerpflichtigen währte aller-
dings nicht lange, denn der Bundes-
finanzhof hob die Entscheidung des 
Finanzgerichts Sachsen im Revisi-
onsverfahren auf.

Der Bundesfinanzhof führte aus, dass 
die Steuerermäßigung nach § 35a Ein-
kommensteuergesetz (EStG) nur für 
haushaltsnahe Dienstleistungen in An-
spruch genommen werden kann, die 
im Haushalt des Steuerpflichtigen er-
bracht werden. Diese Voraussetzung 
lag jedoch im Streitfall nicht vor. Denn 
die Steuerpflichtige zahlte im Wesentli-
chen für die vom Anbieter des Hausnot-
rufsystems eingerichtete Rufbereit-
schaft sowie für die Entgegennahme 
eines eventuellen Notrufs. 

Die Rufbereitschaft und die Entgegen-
nahme von eingehenden Notrufen in 
der Servicezentrale sowie gegebenen-
falls die Verständigung Dritter, damit 
diese vor Ort Hilfe leisten, erfolgten je-
doch außerhalb der Wohnung der Steu-
erpflichtigen und damit nicht in deren 
Haushalt. Und nach dem eindeutigen 
Wortlaut des § 35a Abs. 4 S. 1 EStG sind 
Leistungen, die außerhalb des Haus-
halts erbracht werden, nicht begüns-
tigt, auch wenn sie für den Haushalt 
erbracht werden.

MERKE | Demgegenüber können Auf-
wendungen für ein Notrufsystem in 
einer Seniorenresidenz nach einer 
Entscheidung des Bundesfinanzhofs 
aus 2015 begünstigt sein. 

Im dortigen Streitfall hatten die im 
Bereich des Betreuten Wohnens be-
schäftigten Pfleger jeweils einen 
Piepser bei sich, der den Notruf sofort 
an sie weiterleitete. Geschuldet war 
dort auch die Notfall-Soforthilfe im 
Haushalt durch das auf diese Weise 
verständigte Pflegepersonal, sodass 
die Steuerermäßigung in Anspruch 
genommen werden konnte.

Quelle | BFH-Urteil vom 15.2.2023, Az. VI R 
7/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 235064; 
BFH, PM Nr. 27/2023 vom 4.5.2023; BFH-Urteil 
vom 3.9.2015, Az. VI R 18/14

Für Arbeitnehmer

GmbH-Anteile: Unentgelt-
liche Übertragung nicht 
zwingend Arbeitslohn
| Die unentgeltliche Übertragung von 
Anteilen an einer GmbH durch die 
GmbH-Gesellschafter auf eine leitende 
Angestellte der GmbH führt bei dieser 
nicht zu Einkünften aus nichtselbst-
ständiger Tätigkeit, wenn die Zuwen-
dung durch die Gesellschafter nicht 
maßgeblich durch das Dienstverhältnis 
veranlasst ist. Dies hat das Finanzge-
richt Sachsen-Anhalt entschieden. |

Im Streitfall erfolgte die Anteilsübertra-
gung nicht vom Arbeitgeber, sondern von 
den Gesellschaftern des Arbeitgebers, 
also von Dritten. Doch auch hier kann 
ausnahmsweise Arbeitslohn vorliegen, 
wenn die Zuwendung ein Entgelt für eine 
Leistung bildet, die der Arbeitnehmer im 
Rahmen des Dienstverhältnisses für sei-
nen Arbeitgeber erbringt, erbracht hat 
oder erbringen soll. Voraussetzung ist 
indes, dass sie sich für den Arbeitneh-
mer als Frucht seiner Arbeit für den Ar-
beitgeber darstellt und im Zusammen-
hang mit dem Dienstverhältnis steht.

Dagegen liegt kein Arbeitslohn vor, wenn 
die Zuwendung wegen anderer Rechts-
beziehungen oder wegen sonstiger, 
nicht auf dem Dienstverhältnis beru-
hender Beziehungen zwischen Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber gewährt wird. 

Im Streitfall war keine Gegenleistung 
vereinbart. Es war auch nicht geregelt, 
dass die Übertragung etwa für in der 
Vergangenheit oder in der Zukunft zu 
erwartende Dienste der Angestellten 
erfolgen sollte. Die Übertragung er-
folgte vorbehalts- und bedingungslos, 
zumal auch keinerlei Haltefrist für die 
Anteile vereinbart oder geregelt wurde. 

Es handelte sich um eine Übertragung 
der Anteile im Rahmen der Unterneh-
mensnachfolge, die den Fortbestand 
des Unternehmens sichern sollte. Es 
standen gesellschaftsrechtliche strate-
gische Überlegungen im Vordergrund.

Das Finanzgericht kam schließlich zu 
dem Schluss, dass die Zuwendung dem 
nicht einkommensteuerbaren, allen-
falls schenkungsteuerlich relevanten 
Bereich zuzuordnen ist.

Quelle | FG Sachsen-Anhalt, Urteil vom 
27.4.2022, Az. 3 K 161/21, unter www.iww.de, Ab-
ruf-Nr. 232096
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Für Arbeitgeber

Reform des Arbeitszeitgesetzes: Elektronische 
Zeiterfassung für Beschäftigte in der Pipeline

| Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat einen Referentenentwurf für 
ein „Gesetz zur Änderung des Arbeitszeitgesetzes und anderer Vorschriften“ vorge-
legt. Der Entwurf enthält Vorgaben zur elektronischen Aufzeichnung der Arbeits-
zeit der Arbeitnehmer. |

Hintergrund 

Der Entwurf stellt ein sehr frühes Sta-
dium im Gesetzgebungsverfahren dar 
und ist eine Reaktion auf die Urteile des 
Europäischen Gerichtshofs und des 
Bundesarbeitsgerichts. 

Das Bundesarbeitsgericht hat 2022 
entschieden, dass die gesamte Arbeits-
zeit der Arbeitnehmer aufzuzeichnen 
ist. Dabei bezieht sich das Bundesar-
beitsgericht auf ein Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofs aus 2019, das die 
Auslegung der Arbeitszeitrichtlinie so-
wie der Arbeitsschutz-Rahmenrichtli-
nie betrifft. Der Arbeitgeber ist bei uni-
onsrechtskonformer Auslegung von § 3 
Abs. 2 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) 
verpflichtet, ein System einzuführen 
und zu nutzen, mit dem die geleistete 
Arbeitszeit erfasst werden kann.

Mit dem vorliegenden Entwurf sollen im 
Arbeitszeitgesetz (ArbZG) und im Ju-
gendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) 
Regelungen für die Aufzeichnung der 
Arbeitszeit geschaffen werden.

Beachten Sie | Fragen und Antworten 
zur Arbeitszeiterfassung finden Sie u. a. 

auf der Webseite des Bundesministeri-
ums für Arbeit und Soziales (Stand: 
3.5.2023, unter www.iww.de/s8131).

Referentenentwurf

Nach dem Referentenentwurf sollen 
Arbeitgeber verpflichtet werden, Be-
ginn, Ende und Dauer der täglichen Ar-
beitszeit der Arbeitnehmer jeweils am 
Tag der Arbeitsleistung elektronisch 
aufzuzeichnen (§ 16 Abs. 2 ArbZG-Ent-
wurf). Der Arbeitgeber ist verantwort-
lich für die Arbeitszeiterfassung. Es gibt 
aber die Möglichkeit der Aufzeichnung 
der Arbeitszeit durch den Arbeitneh-
mer oder einen Dritten (§ 16 Abs. 3 
ArbZG-Entwurf).

Der Referentenentwurf enthält in § 16 
Abs. 8 ArbZG-Entwurf eine nach der An-
zahl der Arbeitnehmer gestaffelte Über-
gangsregelung für die Einführung eines 
elektronischen Systems, die bisher zeit-
lich noch unbestimmt ist. Zudem sollen 
Arbeitgeber mit bis zu zehn Arbeitneh-
mern die Arbeitszeit in nichtelektroni-
scher Form aufzeichnen dürfen.

Quelle | Referentenentwurf für ein Gesetz zur 
Änderung des Arbeitszeitgesetzes und anderer 
Vorschriften (Stand: April 2023)

Für Unternehmer

Vorsteuervergütungs-
verfahren: Anträge  
bis 30.9.2023 stellen 

| Die EU-Mitgliedstaaten erstatten in-
ländischen Unternehmern unter be-
stimmten Bedingungen die dort gezahlte 
Umsatzsteuer. Ist der Unternehmer im 
Ausland für umsatzsteuerliche Zwecke 
nicht registriert, kann er die Beträge 
durch das Vorsteuervergütungsverfah-
ren geltend machen. Die Anträge für 
2022 sind bis zum 30.9.2023 über das 
Online-Portal des Bundeszentralamts 
für Steuern zu stellen. Weitere Einzel-
heiten erfahren Sie unter www.iww.de/
s3640. |

Für Vermieter

DSGVO: Darf das Finanz-
amt Unterlagen mit 
personenbezogenen 
Daten anfordern?

| Nach einer Entscheidung des Finanz-
gerichts Nürnberg darf das Finanzamt 
einen Steuerpflichtigen auch unter Be-
rücksichtigung der Datenschutz-Grund-
verordnung (DSGVO) zur Vorlage der 
Mietverträge und der Schreiben über 
Mietänderungen zum Zwecke der Prü-
fung der in der Steuererklärung ge-
machten Angaben auffordern. |

Die Verarbeitung personenbezogener 
Daten durch eine Finanzbehörde ist zu-
lässig, wenn sie zur Erfüllung der ihr 
obliegenden Aufgabe oder in Ausübung 
öffentlicher Gewalt, die ihr übertragen 
wurde, erforderlich ist. Bei der Prüfung 
der Verhältnismäßigkeit und Zumutbar-
keit der Auskunftserteilung ist der hohe 
Stellenwert des Interesses der Allge-
meinheit an einer möglichst lückenlo-
sen Verhinderung von Steuerverkür-
zungen zu berücksichtigen.

Beachten Sie | Da gegen die Entschei-
dung die Revision anhängig ist, wird sich 
nun der Bundesfinanzhof damit beschäf-
tigen müssen, ob die gesetzlichen Mit-
wirkungspflichten des Steuerpflichtigen 
im steuerlichen Ermittlungsverfahren 
durch die Datenschutz-Grundverord-
nung eine Einschränkung erfahren.

Quelle | FG Nürnberg, Urteil vom 1.2.2023, 
Az. 3 K 596/22, Rev. BFH Az. IX R 6/23, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 235485

Für alle Steuerpflichtigen

Zur Haushaltsgemeinschaft bei Alleinerziehenden
| Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg musste sich jüngst mit der Frage beschäf-
tigen, wann eine Haushaltsgemeinschaft mit einer anderen volljährigen Person vor-
liegt, die den Entlastungsbetrag für Alleinerziehende (§ 24b Einkommensteuerge-
setz [EStG]) ausschließt. Es kam zu folgenden (positiven) Ergebnissen: |

Nimmt eine Alleinerziehende neben ih-
ren Kindern zwei syrische Brüder (einer 
volljährig und einer minderjährig) in ih-
ren Haushalt auf, ist die Vermutung ei-
ner Haushaltsgemeinschaft mit dem 
volljährigen Syrer widerlegt, wenn die-
ser als Mieter im Haushalt wohnt, als 
Mieter typischerweise nicht an der 
Haushaltsführung beteiligt ist und typi-
scherweise auch nicht verpflichtet ist, 
über seine Miete hinaus finanzielle Bei-
träge zum Haushalt zu leisten.

Die gesetzliche Vermutung erfasst ledig-
lich einen Volljährigen, der nicht als 
Mieter und/oder Flüchtling im Haushalt 
lebt, sondern aufgrund einer persönli-
chen Beziehung zum Steuerpflichtigen 
(z. B. als Freund) dort wohnt und sich 
typischerweise am Haushalt finanziell 
oder tatsächlich beteiligen wird.

Quelle | FG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 
28.2.2023, Az. 6 K 6205/19, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 234646
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Für alle Steuerpflichtigen

Steuerliche Grenzwerte: Unterscheidung zwischen 
Brutto- und Nettowert

| Es gibt viele steuerliche Grenzwerte, beispielsweise 35 EUR bei Geschenken an 
Geschäftsfreunde, 60 EUR bei Aufmerksamkeiten, 50 EUR bei Sachbezügen, 800 EUR 
für geringwertige Wirtschaftsgüter (z. B. einen Bürostuhl). In der Praxis stellt sich 
hier oft die Frage, ob der Brutto- oder der Nettowert maßgebend ist. |

Bei lohnsteuerlichen bzw. arbeitneh-
merbezogenen Grenzwerten zählt grund-
sätzlich der Bruttowert. So sind z. B. 
Aufmerksamkeiten anlässlich eines be-
sonderen persönlichen Ereignisses ei-
nes Arbeitnehmers (z. B. Geburtstag) bis 
zu 60 EUR (brutto) steuerfrei. Auch die 
monatliche 50 EUR-Freigrenze für Sach-
bezüge stellt eine Bruttogrenze dar.

	◼ Beispiel 

Ein Arbeitnehmer erhält von seinem 
Arbeitgeber anlässlich seines 50. Ge-
burtstags ein Buch im Wert von 58 EUR 
(netto).

Da der Bruttowert des Buchs 62,06 EUR 
(58 EUR × 1,07) beträgt, ist die Frei-
grenze für Aufmerksamkeiten über-
schritten und es liegt in voller Höhe 
Arbeitslohn vor.

Geschenke an Geschäftsfreunde sind 
nur dann als Betriebsausgaben ab-
zugsfähig, wenn die Grenze von 35 EUR 
pro Kopf und Jahr nicht überschritten 
wird. Sind Unternehmen zum Vorsteu-

erabzug berechtigt, ist die 35 EUR-
Grenze eine Nettogrenze, ohne Vorsteu-
erabzugsberechtigung handelt es sich 
um eine Bruttogrenze. 

	◼ Beispiel 

Eine GmbH (vorsteuerabzugsberech-
tigt) macht dem Geschäftsfreund A 
ein Geschenk i. H. von 41 EUR (inklu-
sive 19 % USt). Ein weiteres Geschenk 
an A ist für 2023 nicht vorgesehen.

Da die GmbH zum Vorsteuerabzug be-
rechtigt ist, sind die Kosten abzugsfä-
hig (41 EUR/1,19 = 34,45 EUR).

MERKE | Bei den Grenzen für gering-
wertige Wirtschaftsgüter (800 EUR 
bzw. 1.000 EUR bei einem Sammelpos-
ten) wird immer auf den Nettowaren-
wert abgestellt. Dies gilt unabhängig 
davon, ob eine Berechtigung zum Vor-
steuerabzug besteht. So ist z. B. auch 
bei Anschaffungen im Rahmen der Ver-
mietungseinkünfte auf die Nettowerte 
abzustellen.

Für Unternehmer

Corona-Hilfen sind nicht ermäßigt zu besteuern

| Nach einer Entscheidung des Finanzgerichts Münster sind die im Jahr 2020 ge-
zahlten Corona-Hilfen keine außerordentlichen Einkünfte, die in der Einkommen-
steuer nur ermäßigt zu besteuern wären. |

Für Arbeitgeber

Kein Minijob und Hauptjob 
beim gleichen Arbeitgeber

| Es ist nicht möglich, bei demselben 
Arbeitgeber neben einer nicht gering-
fügigen versicherungspflichtigen Be-
schäftigung auch eine versicherungs-
freie geringfügige Beschäftigung zu 
verrichten. Es muss eine Zusammen-
rechnung der Lohnzahlungen vorge-
nommen werden, wenn diese von dem-
selben Arbeitgeber stammen, selbst 
wenn die Arbeitsverhältnisse unter-
schiedlich ausgestaltet sind. Mit dieser 
Entscheidung hat sich das Finanzgericht 
Berlin-Brandenburg von der anderslau-
tenden Ansicht des Finanzgerichts 
Münster aus 2003 distanziert. |

Beispiele in den Geringfügigkeits-
Richtlinien verdeutlichen die Unter-
scheidung (Arbeitgeberidentität versus 
verschiedene Arbeitgeber): 

	◼ Beispiele 

Ein freiberuflich selbstständiger Zahn-
arzt beschäftigt eine Arbeitnehmerin 
mit Hilfsarbeiten in seinen Praxisräu-
men und mit Reinigungsarbeiten in 
seiner Wohnung. 

Es ist von einem einheitlichen Beschäf-
tigungsverhältnis auszugehen (Arbeit-
geberidentität). Der Zahnarzt als Ar-
beitgeber ist eine natürliche Person, die 
nicht für den Arbeitsbereich in der Pra-
xis und den Arbeitsbereich im Haushalt 
getrennt betrachtet werden kann. Un-
bedeutend ist, dass sich die einzelnen 
Beschäftigungen abgrenzen lassen. 

A ist Geschäftsführer und Mehrheits-
gesellschafter bei der GmbH X und der 
GmbH Y. Arbeitnehmer Z wird bei der 
GmbH X im Rahmen einer mehr als ge-
ringfügigen (Haupt-)Beschäftigung 
eingesetzt und bei der GmbH Y im Rah-
men einer geringfügigen Beschäfti-
gung. Die ausgeübten Tätigkeiten sind 
– vom Umfang abgesehen – identisch. 

A übt das Direktionsrecht über beide 
Beschäftigungen aus. Da es sich um 
mehrere Beschäftigungen bei recht-
lich verschiedenen Arbeitgebern han-
delt, ist eine getrennte versicherungs-
rechtliche Beurteilung vorzunehmen.

Quelle | FG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 
28.12.2022, Az. 6 K 6129/20, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 234501; FG Münster, Urteil vom 
21.2.2003, Az. 11 K 1158/01 L; Geringfügigkeits-
Richtlinien der Spitzenorganisationen der Sozi-
alversicherung vom 16.8.2022 

	◼ Sachverhalt

Ein Einzelunternehmer betrieb eine 
Gaststätte und ein Hotel. Im Streitjahr 
2020 war er von betrieblichen Ein-
schränkungen und Schließungen we-
gen der Coronaschutzverordnungen 
des Landes NRW betroffen. Ihm wur-
den pandemiebedingte Soforthilfen, 
Überbrückungshilfen und vergleich-
bare Zuschüsse i. H. von 64.254 EUR 
gewährt. Das Finanzamt unterwarf die 
Corona-Hilfen der tariflichen („nor-
malen“) Einkommensteuer, was das 
Finanzgericht Münster bestätigte.

Für das Finanzgericht kam eine ermä-
ßigte Besteuerung nach § 34 Abs. 1 
Einkommensteuergesetz nicht in Be-
tracht. Die Begründung: Es liegen keine 
außerordentlichen Einkünfte vor, da es 
an einer Zusammenballung der Ein-
künfte fehlt. 

Beachten Sie | Die Revision gegen 
dieses Urteil wurde nicht zugelassen. 

Quelle | FG Münster, Urteil vom 26.4.2023, 
Az. 13 K 425/22 E, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
235266; FG Münster, Newsletter Mai 2023
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Für alle Steuerpflichtigen

Erbfallkostenpauschale auch für Nacherben
| Neben dem Vorerben kann auch der Nacherbe den Pauschbetrag für Erbfallkos-
ten (z. B. Bestattungskosten und Kosten für ein angemessenes Grabdenkmal) in 
Höhe von 10.300 EUR nach § 10 Abs. 5 Nr. 3 S. 2 Erbschaftsteuer- und Schenkung-
steuergesetz (ErbStG) in Anspruch nehmen. Der Abzug des Pauschbetrags setzt 
nach der geänderten Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs nicht den Nachweis 
voraus, dass tatsächlich Kosten angefallen sind. |

Vor- und Nacherbschaft 

Der Anfall der Nacherbschaft gilt 
grundsätzlich als Erwerb vom Vorer-
ben. Während zivilrechtlich der Vorerbe 
und der Nacherbe zwar nacheinander, 
aber beide vom ursprünglichen Erblas-
ser erben, gilt erbschaftsteuerrechtlich 
der Vorerbe als Erbe (§ 6 Abs. 1 ErbStG). 
Sein Erwerb unterliegt in vollem Um-
fang der Erbschaftsteuer. Bei Eintritt 
der Nacherbfolge haben diejenigen, 
auf die das Vermögen übergeht, den 
Erwerb als vom Vorerben stammend 
zu versteuern.

	◼ Sachverhalt 

Im Streitfall war die Steuerpflichtige 
Nacherbin ihrer verstorbenen Tante. 
Deren Ehemann, der kurze Zeit da-
nach verstarb, war Vorerbe. Die Nach-
erbin machte mit ihrer Erbschaftsteu-
ererklärung die Berücksichtigung des 
Pauschbetrags i. H. von 10.300 EUR 
geltend. Das Finanzamt berücksich-
tigte aber nur die tatsächlich angefal-
lenen geringen Abwicklungskosten – 
jedoch zu Unrecht, wie nun der Bun-
desfinanzhof entschieden hat.

Der Betrag i. H. von 10.300 EUR ist für 
jeden Erbfall nur einmal zu gewähren, 
namentlich für mehrere Miterben nur 
einmal. Die Abfolge von Vor- und Nach-
erbfall stellt jedoch erbschaftsteuer-

rechtlich nicht einen Erbfall mit mehre-
ren Erben dar. Vielmehr sind die beiden 
Vorgänge als zwei getrennte Erbfälle 
zu behandeln. Es entspricht dieser Sys-
tematik, den Pauschbetrag zweimal an-
zusetzen.

Der Bundesfinanzhof weist in seiner 
Urteilsbegründung darauf hin, dass es 
richtig ist, dass bei zweimaliger Ge-
währung der Pauschale auch die Beer-
digungskosten zweimal typisierend be-
rücksichtigt werden, obwohl sie nicht 
zweimal anfallen. Der Pauschbetrag 
umfasst aber nicht nur Beerdigungs-
kosten, sondern dient außerdem dazu, 
Nachlassregelungskosten im weiteren 
Sinne abzugelten – und diese Kosten 
können ohne Weiteres zweimal in je-
weils unbegrenzter Höhe anfallen. 

MERKE | Der Abzug des Pauschbe-
trags setzt nicht den Nachweis voraus, 
dass zumindest dem Grunde nach tat-
sächlich Kosten angefallen sind, die 
der Pauschbetrag erfasst. Der Abzug 
der Pauschale ist nach dem Gesetzes-
wortlaut ausdrücklich ohne Nachweis 
möglich. Soweit der Bundesfinanzhof 
in früheren Entscheidungen eine an-
dere Auffassung vertreten hat, hält er 
daran nicht mehr fest.

Quelle | BFH-Urteil vom 1.2.2023, Az. II R 3/20, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 235079

Für Unternehmer

Homepage: Keine Nutzungsdauer von einem Jahr

| Für bestimmte materielle Wirtschaftsgüter „Computerhardware“ und be-
stimmte immaterielle Wirtschaftsgüter „Betriebs- und Anwendersoftware“ kann 
(Wahlrecht) nach einem Schreiben des Bundesfinanzministeriums vom 22.2.2022 
(Az. IV C 3 - S 2190/21/10002 :025) eine Nutzungsdauer von einem Jahr zugrunde 
gelegt werden. Die Oberfinanzdirektion Frankfurt (22.3.2023, Az. S 2190 A-
031-St214) hat nun darauf hingewiesen, dass Aufwendungen für eine Homepage 
nicht unter den Anwendungsbereich des Schreibens des Bundesfinanzministeri-
ums fallen. Bei einer Homepage kann in Anknüpfung an die als üblich anerkannte 
technische Nutzungsdauer von Software von einer Nutzungsdauer von drei Jahren 
ausgegangen werden. |

Für Arbeitnehmer

Kein Abzug von  
Werbungskosten  
bei unangemessenen 
Abschiedsfeiern

| „Feste feiern – aber (steuerlich) rich-
tig“, das musste jüngst ein Steuer-
pflichtiger vor dem Finanzgericht Nürn-
berg erfahren. Denn die Aufwendungen 
für seine Abschiedsfeier in Höhe von 
94.980 EUR erkannte das Finanzgericht 
nicht als Werbungskosten an. |

	◼ Sachverhalt

Ein ehemaliger angestellter Geschäfts-
führer (und GmbH-Gesellschafter) 
hatte seine Abschiedsfeier an einem 
ehemaligen Rittergut mit aufwendigem 
und umfangreichem Unterhaltungs-
programm veranstaltet. 

Die Gesamtaufwendungen (586,30 EUR 
pro Person) waren nach Auffassung 
des Finanzamts und des Finanzge-
richts Nürnberg nicht bei den Einkünf-
ten aus nichtselbstständiger Arbeit als 
Werbungskosten zu berücksichtigen. 
Der Grund: Es handelt sich um unan-
gemessene Repräsentationsaufwen-
dungen im Sinne von § 9 Abs. 5 und § 4 
Abs. 5 S. 1 Nr. 4 Einkommensteuerge-
setz (EStG).

Die Entscheidung  
des Finanzgerichts 

Dem Grunde nach „unübliche Aufwen-
dungen“ im Sinne des § 4 Abs. 5 S.  1  
Nr. 4 EStG setzen voraus, dass hinsicht-
lich des Ortes der Veranstaltung oder 
der Art und Weise der Unterhaltung 
der Gäste besondere Umstände er-
kennbar sind, die die Veranstaltung von 
einer gewöhnlichen Feierlichkeit ab-
heben. 

Die Kosten pro Person (586,30 EUR) 
überstiegen die finanziellen Aufwendun-
gen vergleichbarer betrieblicher Veran-
staltungen erheblich. Sie lagen demzu-
folge auch weit über dem Freibetrag von 
110 EUR für Betriebsveranstaltungen  
(§ 19 Abs. 1 Nr. 1a EStG), der hinsichtlich 
der Höhe der Aufwendungen als Maß-
stab herangezogen werden kann.

Quelle | FG Nürnberg, Urteil vom 19.10.2022, 
Az. 3 K 51/22, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
233634
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Für alle Steuerpflichtigen

Veräußerung der Haushälfte nach Ehescheidung mitunter zu versteuern
| Da in Deutschland rund jede dritte Ehe wieder geschieden wird, hat folgende Entscheidung des Bundesfinanzhofs eine ge-
wisse Breitenwirkung: Veräußert der geschiedene Ehegatte im Rahmen der Vermögensauseinandersetzung anlässlich der 
Ehescheidung seinen Miteigentumsanteil an dem gemeinsamen Einfamilienhaus an den früheren Ehepartner, kann der Ver-
kauf als privates Veräußerungsgeschäft der Besteuerung unterliegen. |

Hintergrund

Private Veräußerungsgeschäfte mit 
Grundstücken, bei denen der Zeitraum 
zwischen Anschaffung und Veräuße-
rung nicht mehr als zehn Jahre beträgt, 
unterliegen der Spekulationsbesteue-
rung. Ausgenommen sind aber Wirt-
schaftsgüter, die

 • im Zeitraum zwischen Anschaffung 
und Veräußerung ausschließlich zu 
eigenen Wohnzwecken (1. Alterna-
tive) oder

 • im Jahr der Veräußerung und in den 
beiden vorangegangenen Jahren zu 
eigenen Wohnzwecken (2. Alterna-
tive) genutzt wurden.

Der Ausdruck „Nutzung zu eigenen 
Wohnzwecken“ setzt in beiden Alterna-
tiven voraus, dass eine Immobilie zum 
Bewohnen dauerhaft geeignet ist und 
vom Steuerpflichtigen auch bewohnt 
wird. Der Steuerpflichtige muss das Ge-
bäude zumindest auch selbst nutzen; 
unschädlich ist, wenn er es gemeinsam 
mit seinen Familienangehörigen oder 
einem Dritten bewohnt. 

Ein Gebäude wird auch dann zu eigenen 
Wohnzwecken genutzt, wenn es der 
Steuerpflichtige nur zeitweilig be-
wohnt, sofern es ihm in der übrigen 
Zeit als Wohnung zur Verfügung steht. 
Denn eine Nutzung zu eigenen Wohn-
zwecken setzt keine Nutzung als Haupt-
wohnung voraus. Zudem muss sich dort 
nicht der Schwerpunkt der persönli-
chen und familiären Lebensverhältnisse 
befinden.

Beachten Sie | Eine Nutzung zu eige-
nen Wohnzwecken liegt hingegen nicht 

vor, wenn der Steuerpflichtige die Woh-
nung entgeltlich oder unentgeltlich an 
einen Dritten überlässt, ohne sie zu-
gleich selbst zu bewohnen.

	◼ Sachverhalt 

Der Ehemann (EM) zog im August 2015 
aus dem im Miteigentum der Eheleute 
stehenden Einfamilienhaus (Kaufver-
trag: Dezember 2008) aus. Die Ehe, aus 
der ein in 2007 geborener Sohn hervor-
ging, wurde im Juni 2017 geschieden.

In der Folge drohte die Ehefrau (EF) 
dem EM die Zwangsversteigerung des 
Hauses an, sollte er seinen Miteigen-
tumsanteil nicht an sie veräußern. Mit 
Scheidungsfolgenvereinbarung (August 
2017) veräußerte EM schließlich seinen 
Miteigentumsanteil an EF.

Das Finanzamt unterwarf den Gewinn 
aus dem Verkauf des Miteigentums-
anteils der Einkommensteuer. Dies 
bestätigten sowohl das Finanzgericht 
München als nun auch der Bundesfi-
nanzhof.

Keine Zwangslage  
im Streitfall

Eine ein privates Veräußerungsge-
schäft ausschließende Zwangslage 
(wie z. B. bei einer Enteignung oder ei-
ner Zwangsversteigerung) lag nicht vor. 
Zwar hatte die geschiedene Ehefrau 
ihren Ex-Partner erheblich unter Druck 
gesetzt. Letztlich hat dieser seinen An-
teil an dem Einfamilienhaus aber frei-
willig veräußert.

Beachten Sie | Der Steuerpflichtige hat 
seinen Miteigentumsanteil im Rahmen 
der Scheidungsfolgenvereinbarung wil-

lentlich veräußert. Ob er sich in einer 
wirtschaftlichen oder emotionalen 
Zwangssituation befand, ist grundsätz-
lich ohne Bedeutung. Der Motivlage 
kommt – abgesehen von den Fällen, in 
denen der Verlust des Eigentums (we-
gen eines Hoheitsakts) der freien Wil-
lensentschließung des Steuerpflichti-
gen entzogen ist – regelmäßig keine 
Relevanz zu.

Keine Nutzung zu  
eigenen Wohnzwecken

Im Streitfall erfolgte keine Nutzung zu 
eigenen Wohnzwecken. Denn ein in 
Scheidung befindlicher Ehegatte nutzt 
das in seinem Miteigentum stehende 
Immobilienobjekt nicht mehr zu eige-
nen Wohnzwecken, wenn er ausgezo-
gen ist und nur noch sein geschiede-
ner Ehegatte und das gemeinsame 
Kind weiterhin dort wohnen.

MERKE | In seiner Urteilsbegrün-
dung stellte der Bundesfinanzhof he-
raus: Eine Nutzung zu eigenen Wohn-
zwecken liegt nur vor, wenn unter-
haltsberechtigte Personen (wie Kin-
der) typischerweise zur Lebens- oder 
Wirtschaftsgemeinschaft des Steuer-
pflichtigen gehören. Dies ist bei dau-
ernd getrennt lebenden Ehegatten, die 
nicht mehr Teil einer Lebens- und 
Wirtschaftsgemeinschaft sind, jedoch 
nicht der Fall. Damit erfolgte im Streit-
fall eine schädliche Mitbenutzung des 
Einfamilienhauses durch die geschie-
dene Ehefrau.

Quelle | BFH-Urteil vom 14.2.2023, Az. IX R 
11/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 234682; 
BFH, PM Nr. 23/2023 vom 13.4.2023

Für alle Steuerpflichtigen

Förderkompass 2023: Die Programme des BAFA auf einen Blick
| Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) setzt für das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 
(BMWK) zahlreiche Förderprogramme um. Orientierung über die verschiedenen Programme in den Bereichen Energie und 
Wirtschaft bietet der Förderkompass. Dieser richtet sich an private Haushalte sowie kleine und mittlere Unternehmen (KMU). 
Der Förderkompass 2023 listet die verschiedenen Programme auf und informiert über Antragsberechtigung, Förderhöhe und 
Kontaktmöglichkeiten. Er kann unter www.iww.de/s8132 heruntergeladen werden. |



– 10 – Im August 2023

Für GmbH-Gesellschafter

Keine Verrechnung vororganschaftlicher Verluste  
im Organkreis
| Während des Bestehens der Organschaft können laufende Verluste der Organge-
sellschaft nicht zu einem Verlustvortrag auf Ebene der Organgesellschaft führen. 
Ebenso können vorvertragliche Verluste der Organgesellschaft nicht auf den Organ-
träger übertragen werden und somit in den Organkreis einfließen. Demzufolge blei-
ben vororganschaftliche Verluste der Organgesellschaft während des Organschafts-
verhältnisses ungenutzt. So lautet die Sichtweise der Finanzverwaltung. |

Zum Hintergrund: Verpflichtet sich eine 
Organgesellschaft durch einen Gewinn-
abführungsvertrag, ihren Gewinn an ein 
einziges anderes gewerbliches Unter-
nehmen (Organträger) abzuführen, ist 
das Einkommen der Organgesellschaft 
unter gewissen Voraussetzungen dem 
Organträger zuzurechnen (§ 14 Abs. 1 
Körperschaftsteuergesetz).

Mit dem aktuellen Schreiben nimmt das 
Bundesfinanzministerium zu einem Ur-

teil des Bundesfinanzhofs aus 2021 
Stellung. Dieser hatte in seiner Begrün-
dung ausgeführt, dass eine Umwand-
lung auch zu einem Wert oberhalb des 
Buchwerts und bis zum gemeinen Wert 
vorgenommen werden könnte, um so 
bei der Organgesellschaft bestehende 
vororganschaftliche Verluste zu nutzen.

Quelle | BMF-Schreiben vom 10.2.2023, Az. IV 
C 2 - S 2770/19/10006 :008, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 234947; BFH-Urteil vom 11.8.2021, 
Az. I R 27/18, Rz. 25 

Für Unternehmer

Schriftsteller, Künstler  
und Co.: Erhöhte  
Betriebsausgaben-
pauschalen
| Unternehmer können ihre tatsächli-
chen Betriebsausgaben von ihren Be-
triebseinnahmen absetzen und so den 
steuerpflichtigen Gewinn reduzieren. 
Manche Unternehmer können aber 
auch pauschale Betriebsausgaben gel-
tend machen – und diese Pauschalen 
wurden durch das Bundesfinanzminis-
terium nun mit Wirkung ab 2023 deut-
lich angehoben. |

Die Höhe der Pauschale ist von der je-
weiligen Berufsgruppe und der Höhe 
der jährlichen Betriebseinnahmen ab-
hängig. Es gibt folgende Pauschalen:

	◼ 1. Fallgruppe 

Hauptberufliche selbstständige schrift-
stellerische oder journalistische Tätig-
keit:
• Betriebsausgabenpauschale in Pro-

zent der Einnahmen: 30 % 
• jährlicher Höchstbetrag: 3.600 EUR 

(zuvor: 2.455 EUR)

	◼ 2. Fallgruppe 

Wissenschaftliche, künstlerische oder 
schriftstellerische Nebentätigkeit 
(auch Vortrags- oder nebenberufliche 
Lehr- und Prüfungstätigkeit), soweit es 
sich nicht um eine Tätigkeit i. S. des  
§ 3 Nr. 26 Einkommensteuergesetz 
(„Übungsleiterfreibetrag: 3.000 EUR“) 
handelt:
• Betriebsausgabenpauschale in Pro-

zent der Einnahmen: 25 % 
• jährlicher Höchstbetrag: 900 EUR 

(zuvor: 614 EUR); wird für alle Ne-
bentätigkeiten, die unter die Verein-
fachungsregelung fallen, nur einmal 
gewährt

Beachten Sie | Selbstverständlich ha-
ben die Steuerpflichtigen auch die Mög-
lichkeit, etwaige höhere Betriebsaus-
gaben nachzuweisen.

MERKE | Mit Schreiben vom gleichen 
Tag wurden auch die Pauschalen bei 
der Kindertagespflege nach § 22 Sozial-
gesetzbuch VIII erhöht.

Quelle | BMF-Schreiben vom 6.4.2023, Az. IV 
C 6 - S 2246/20/10002 :001, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 234665; BMF-Schreiben vom 6.4.2023, 
Az. IV C 6 - S 2246/19/10004 :004, unter www.
iww.de, Abruf-Nr. 234649

Für Arbeitnehmer

Steuerfreie Inflationsausgleichsprämie:  
Diese Arbeitnehmer sind begünstigt
| Durch die in § 3 Nr. 11c Einkommensteuergesetz (EStG) geregelte Inflations-
ausgleichsprämie können Arbeitgeber ihren Beschäftigten einen Betrag bis zu 
3.000 EUR steuer- und abgabenfrei gewähren. Es handelt sich um eine freiwillige 
Leistung, die in der Zeit vom 26.10.2022 bis Ende 2024 erfolgen kann, wobei auch 
anteilige Zahlungen möglich sind. Unter Berücksichtigung der vom Bundesfinanz-
ministerium veröffentlichten FAQ (Stand: 24.5.2023), können folgende Arbeitneh-
mer von der Inflationsausgleichsprämie profitieren: |

Eine steuerfreie Inflationsausgleichs-
prämie können nur Arbeitnehmer im 
steuerlichen Sinne erhalten – und zwar 
unabhängig von der Art ihrer Beschäfti-
gung. Hier einige Beispiele:

 • kurzfristig Beschäftigte und Mini-
jobber,

 • Auszubildende, 
 • Arbeitnehmer in Elternzeit, 
 • Arbeitnehmer in der aktiven oder 

passiven Phase der Altersteilzeit,
 • Versorgungsbeziehende.

MERKE | Da die Zahlung steuer- und 
beitragsfrei ist, wird sie bei Minijob-
bern nicht auf die Minijobgrenze (seit 
1.10.2022: 520 EUR) angerechnet. 

Nach den FAQ können auch Vorstände 
und Gesellschafter-Geschäftsführer 
von Kapitalgesellschaften die Inflati-
onsausgleichsprämie steuerfrei erhal-
ten, sofern der steuerliche Arbeitneh-
merbegriff erfüllt ist.

Allerdings sind hier die Regelungen zur 
verdeckten Gewinnausschüttung zu 
beachten. Ist die Zahlung nämlich 
durch das Gesellschaftsverhältnis ver-
anlasst, ist sie beim Gesellschafter-
Geschäftsführer zu versteuern (Ein-
künfte aus Kapitalvermögen). Zudem 
entfällt bei der Kapitalgesellschaft der 
Abzug als Betriebsausgaben.

MERKE | Insbesondere bei einem allei-
nigen Gesellschafter-Geschäftsführer 
könnte es in der Praxis mitunter 
schwierig sein, den Fremdvergleich 
zu bestehen. Denn um eine verdeckte 
Gewinnausschüttung zu vermeiden, 
müsste er darlegen können, dass die 
Zahlung in der Branche oder in Ver-
gleichsbetrieben üblich ist. Es kann 
aber auch genügen, dass leitenden 
Angestellten unterhalb der Ebene des 
Geschäftsführers eine Vergütung ge-
zahlt wird, um den Fremdvergleich zu 
bestehen. Letztlich wird es hier (wie 
so oft) auf den Einzelfall ankommen.
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Für Personengesellschaften

„Untreuer Gesellschafter“: Einkünftezurechnung  
bei unrechtmäßigem Betriebsausgabenabzug
| Grundsätzlich ergibt sich der für die Verteilung der Einkünfte relevante Gewinn-
verteilungsschlüssel einer Mitunternehmerschaft entweder aus dem Gesetz oder 
aus den gesellschaftsrechtlichen Vereinbarungen. Bisher war strittig, wie mit der 
Zurechnung von Mehrgewinnen umzugehen ist, die durch einen Gesellschafter auf-
grund einer unberechtigten Entnahme entstanden sind („untreuer Gesellschaf-
ter“). Mit folgendem Sachverhalt hat sich der Bundesfinanzhof jüngst befasst: |

	◼ Sachverhalt 

An der AB-GbR (Ingenieurbüro) waren 
A und B hälftig beteiligt. Der Gewinn 
wurde durch Einnahmen-Überschuss-
rechnung ermittelt. B hatte eine Viel-
zahl privater Aufwendungen (insge-
samt 14.500 EUR) ohne Zustimmung 
des A aus Gesellschaftsmitteln begli-
chen (u. a. Reisen und Erwerb privater 
Gegenstände). Daher kündigte A das 
Gesellschaftsverhältnis fristlos und 
schied aus der GbR aus. Sein Anteil 
wuchs B zu, der das Ingenieurbüro als 
Einzelunternehmer fortführte.

Nach Überprüfung der Gewinnermitt-
lung sah das Finanzamt den Betrag von 
14.500 EUR als nicht betrieblich veran-
lasst an und erhöhte den Gesamtge-
winn der GbR auf 69.000 EUR. Den 
Mehrgewinn rechnete das Finanzamt 
den Gesellschaftern A und B jeweils 
hälftig zu. 

Gesellschafter A begehrte allerdings, 
den Mehrgewinn i. H. von 14.500 EUR 
allein seinem ehemaligen Mitgesell-
schafter zuzurechnen und nur den 
restlichen laufenden Gesamthandsge-
winn hälftig zu verteilen. Weil das Fi-
nanzgericht Berlin-Brandenburg die 
Klage als unbegründet abwies, wandte 
sich A an den Bundesfinanzhof – und 
hier war er schließlich erfolgreich. 

Für GmbH-Gesellschafter

Ertragsteuerliche Behandlung von Genussrechtskapital

| Das Bundesfinanzministerium hat sich zur ertragsteuerlichen Behandlung von 
Kapital geäußert, das vor allem Kapitalgesellschaften durch die Einräumung von 
Genussrechten erhalten. |

In dem Schreiben der Finanzverwaltung 
geht es insbesondere um diese Aspekte: 

 • Abgrenzung von Genussrechtska-
pital zu anderen Kapitalüberlas-
sungen,

 • Steuerbilanzrechtliche Abgrenzung 
von Fremd- und Eigenkapital,

 • Ansatz einer Verbindlichkeit in der 
Bilanz und

 • Zahlungen auf Genussrechtskapital 
bei der Einkommensermittlung.

Quelle | BMF-Schreiben vom 11.4.2023, Az. IV 
C 6 - S 2133/19/10004 :002, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 234948

Ein Mehrgewinn, der aus der Korrektur 
nicht betrieblich veranlasster Betriebs-
ausgaben stammt und im laufenden Ge-
samthandsgewinn enthalten ist, ist bei 
der Gewinnermittlung durch Einnah-
men-Überschussrechnung abweichend 
vom allgemeinen Gewinnverteilungs-
schlüssel zuzurechnen, wenn die Auf-
wendungen ausschließlich einem Mit-
unternehmer zugutegekommen sind.

Beachten Sie | Bei der Einnahmen-
Überschussrechnung ist es unerheb-
lich, ob ein Ersatzanspruch der GbR 
gegen den untreuen Gesellschafter 
durchsetzbar und werthaltig ist. Da bei 
dieser Art der Gewinnermittlung das 
Zu- und Abflussprinzip gilt, kommt es 
zu keinem aktivierbaren Ausgleichsan-
spruch. Ein etwaiger Ersatzanspruch 
der Gesellschaft ist erst zu berücksich-
tigen, wenn er erfüllt wird.

MERKE | Demgegenüber ist bei der 
Gewinnermittlung durch Betriebsver-
mögensvergleich („Bilanzierung“) zu 
prüfen, ob ein werthaltiger Ersatzan-
spruch besteht, der zu aktivieren ist.

Quelle | BFH-Urteil vom 28.9.2022, Az. VIII R 
6/19, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 232573

Für Kapitalanleger

Höhere Zinsen:  
Eventuell Freistellungs-
aufträge anpassen

| Die Zinsen für Tagesgelder und Fest-
gelder steigen wieder. Demzufolge 
sollten Kapitalanleger ihre erteilten 
Freistellungsaufträge dahin gehend 
überprüfen, ob die vom Steuerabzug 
freigestellten Beträge noch optimal 
aufgeteilt sind oder ob eine neue Auf-
teilung sinnvoll erscheint. |

Hintergrund

Grundsätzlich werden private Kapitaler-
träge losgelöst vom übrigen Einkommen 
mit einer Pauschalsteuer von 25 % (zu-
züglich Solidaritätszuschlag und Kir-
chensteuer) besteuert. Durch diesen 
Steuerabzug ist die Einkommensteuer 
grundsätzlich abgegolten.

Bei der Ermittlung der Einkünfte aus 
Kapitalvermögen wird ein sogenannter 
Sparer-Pauschbetrag abgezogen. Der 
Abzug der tatsächlichen Werbungskos-
ten ist grundsätzlich ausgeschlossen. 
Dies ist in § 20 Abs. 9 S. 1 Einkommen-
steuergesetz geregelt. 

Beachten Sie | Der Sparer-Pauschbe-
trag wurde mit Wirkung ab 2023 erhöht 
– und zwar von 

 • 801 EUR auf 1.000 EUR und 
 • bei zusammenveranlagten Ehe-

gatten von 1.602 EUR auf 2.000 EUR.

Der Sparer-Pauschbetrag wird vom je-
weiligen Kreditinstitut beim Steuerab-
zug nicht automatisch berücksichtigt 
und von den Einkünften abgezogen. 
Hierzu ist es erforderlich, dass ein Frei-
stellungsauftrag erteilt wird. Dieser 
kann nicht nur über die gesamte Höhe 
des Sparer-Pauschbetrags erteilt wer-
den. Vielmehr kann der Betrag auch 
auf mehrere Kreditinstitute aufgeteilt 
werden.

PRAXISTIPP | Haben Kapitalanleger 
ihren Sparer-Pauschbetrag beim Steu-
erabzug nicht vollständig ausge-
schöpft, können sie mit ihrer Einkom-
mensteuererklärung eine Überprü-
fung beim Finanzamt beantragen, die 
gegebenenfalls zu einer Erstattung 
der zu viel gezahlten Abgeltungsteuer 
führen kann. Hierzu sind insbesondere 
Eintragungen in der Anlage KAP erfor-
derlich.
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für Personengesellschaften

Betriebsaufspaltung: Geänderte Rechtsprechung 
zur personellen Verflechtung greift erst ab 2024

| Auch eine nur mittelbar über eine Kapitalgesellschaft gehaltene Beteiligung an 
einer Besitzpersonengesellschaft kann die Voraussetzung der personellen Ver-
flechtung erfüllen und damit eine Betriebsaufspaltung begründen. Dies hat der 
Bundesfinanzhof 2021 entschieden und damit seine Rechtsprechung geändert. Das 
Bundesfinanzministerium hat nun mitgeteilt, dass die neue Sichtweise aus Vertrau-
ensschutzgründen erst ab dem Veranlagungszeitraum 2024 zu berücksichtigen ist. |

Für alle Steuerpflichtigen

Broschüre „Vereine & Steuern“ neu aufgelegt

| Das Finanzministerium Nordrhein-Westfalen hat die Broschüre „Vereine & Steu-
ern“ neu aufgelegt (Stand: Februar 2023). Der Ratgeber wendet sich an Vereins-
vorstände (insbesondere an Kassenwarte) und behandelt von der Gemeinnützig-
keit bis zur Zuwendungsbestätigung wichtige Themen. Die Broschüre ist auf der 
Webseite des Finanzministeriums Nordrhein-Westfalen (unter www.iww.de/s7908) 
verfügbar. |

Hintergrund

Die Vermietung oder Verpachtung eines 
Grundstücks des Privatvermögens führt 
grundsätzlich zu Einkünften aus Ver-
mietung und Verpachtung. Anders ver-
hält es sich bei einer Betriebsaufspal-
tung. Diese hat zur Folge, dass die Ver-
pachtung auf der gewerblichen Ebene 
erfolgt und das Grundstück Betriebs-
vermögen wird. 

Eine Betriebsaufspaltung kann Vor- 
und Nachteile mit sich bringen:

 • Einerseits birgt eine unerkannte 
Betriebsaufspaltung die Gefahr der 
ungewollten Aufdeckung stiller 
Reserven, wenn die sachliche oder 
personelle Verflechtung endet. 

 • Andererseits kann die Betriebsauf-
spaltung aber auch als Gestal-
tungselement bewusst eingesetzt 
werden, um z. B. die Haftung zu 
beschränken. 

Eine Betriebsaufspaltung liegt vor, wenn

 • ein Unternehmen (Besitzunterneh-
men) eine wesentliche Betriebs-
grundlage an eine gewerblich tätige 
Personen- oder Kapitalgesellschaft 
(Betriebsunternehmen) zur Nut-
zung überlässt (sachliche Verflech-
tung) und 

 • eine Person oder mehrere Perso-
nen zusammen (Personengruppe) 
sowohl das Besitzunternehmen als 

auch das Betriebsunternehmen in 
dem Sinne beherrschen, dass sie in 
der Lage sind, in beiden Unterneh-
men einen einheitlichen geschäftli-
chen Betätigungswillen durchzu-
setzen (personelle Verflechtung).

Geänderte Sichtweise

Nach bisheriger Rechtsprechung konnte 
eine Beteiligung der an der Betriebsge-
sellschaft beteiligten Gesellschafter an 
der Besitzgesellschaft, die nur mittel-
bar über eine Kapitalgesellschaft be-
steht, nicht zu einer personellen Ver-
flechtung führen. 

Nach der neuen Sichtweise des 4. Se-
nats des Bundesfinanzhofs kann die 
Herrschaft über die Besitzpersonenge-
sellschaft auch über eine mittelbare Be-
teiligung an einer Kapitalgesellschaft 
ausgeübt werden und eine personelle 
Verflechtung begründen. Entscheidend 
ist, ob eine Person oder eine Personen-
gruppe ihren Willen in der Betriebs- 
und Besitzgesellschaft durchsetzen 
kann – und dies ist auch bei einer mit-
telbaren Beherrschung möglich.

MERKE | Der vom Bundesfinanzmi-
nisterium gewährte Vertrauensschutz 
ist zu begrüßen. Etwaige Umstruktu-
rierungsmaßnahmen zur Vermeidung 
einer Betriebsaufspaltung müssen 
aber bis Ende 2023 abgeschlossen sein.

Quelle | BMF-Schreiben vom 21.11.2022, Az. 
IV C 6 - S 2240/20/10006 :002, unter www.iww.
de, Abruf-Nr. 234822

Für Arbeitnehmer

Keine Werbungskosten: 
Umschulungskosten 
nach Erwerbstätigkeit 
ohne Berufsausbildung

| Aufwendungen für eine Berufsausbil-
dung sind ohne den vorherigen Ab-
schluss einer Erstausbildung nicht als 
Werbungskosten abzugsfähig. Dies gilt 
selbst dann, wenn der Steuerpflichtige 
zuvor langjährig Einkünfte aus einer ge-
werblichen Tätigkeit erzielt hat. Der 
Bundesfinanzhof hat diese Entscheidung 
mit dem eindeutigen Wortlaut des § 9 
Abs. 6 Einkommensteuergesetz (EStG) 
begründet. |

Hintergrund

Nach § 9 Abs. 6 EStG sind Aufwendun-
gen des Steuerpflichtigen für seine Be-
rufsausbildung oder für sein Studium 
nur dann Werbungskosten, wenn dieser 
zuvor bereits eine Erstausbildung (Be-
rufsausbildung oder Studium) abge-
schlossen hat oder wenn die Berufsaus-
bildung oder das Studium im Rahmen 
eines Dienstverhältnisses stattfindet. 

Beachten Sie | Scheidet ein Abzug als 
Werbungskosten aus, bleibt nur der be-
schränkte Sonderausgabenabzug bis zu 
6.000 EUR im Kalenderjahr.

MERKE | Da während einer Umschu-
lung oft keine bzw. nur geringe Einnah-
men erzielt werden, führen Werbungs-
kosten regelmäßig zu einem vortrags-
fähigen Verlust, der sich dann in den 
Jahren der Berufsausübung steuer-
mindernd auswirkt. Demgegenüber 
bleiben Sonderausgaben bei fehlenden 
Einkünften in demselben Jahr wir-
kungslos. Denn hier ist keine jahres-
übergreifende Verrechnung möglich.

Quelle | BFH-Urteil vom 15.2.2023, Az. VI R 
22/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 234824


